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Gesellschaftsvertrag

Die

Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

Justus-Liebig Universität Gießen

Universität Osnabrück

Universität des Saarlandes

Eberhard Karls Universität Tübingen

im folgenden Partner genannt

bilden eine Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts mit dem Namen „MiLCA Verwertungsge​sellschaft“.

§ 1

Zweck der Gesellschaft

(1) Zweck der Gesellschaft ist die Weiterverbreitung und Verwertung der im Rahmen der Zu​sammenarbeit der Partner bei der Durchführung des vom BMBF bewilligten Verbund​projekts „MiLCA – medienintensive Lehrmodule in der Computerlinguistik-Ausbildung“ entwickelten Lehrmodule nach Maßgabe des § 1 der Kooperationsvereinbarung der Partner einschließlich Anlage 1 vom 24. Juli 2001.

(2) Zweck ist weiterhin das Inkasso der aus der Vergabe der Rechte entstehenden Vergü​tungsforderungen und die Verteilung der Reinerträge unter die Partner.

§ 2

Beiträge

Zu diesem Zweck führen die Partner ihre Projektergebnisse und Projektdokumente bei den an den Standorten Gießen und Tübingen aufgebauten zentralen Projektservern zusammen und geben die Updates der jeweiligen Module an die Projektserver weiter. Sie räumen den 

Betreibern der Projektserver das nicht ausschließliche Recht der elektronischen Speiche​rung, Nutzung und Verbreitung der von ihnen entwickelten Lehrmodule an Dritte nach Maß​gabe des § 3 ein. 

Die Partner stellen sicher, dass die von ihnen entwickelten Module frei von Rechten Dritter sind oder, soweit an den Modulen oder Teilen von Modulen Rechte Dritter bestehen, sie über eine entsprechende Nutzungsberechtigung einschließlich der Weitergabe an den Projektser​ver zur weiteren Nutzung verfügen.

Die Partner Gießen und Tübingen unterhalten außerdem die für die Bereitstellung zur Nut​zung erforderlichen zentralen Projektserver. Sie tragen für die technische Sicherung der Mo​dule gegen eine unbefugte Nutzung Dritter und für die Gestaltung der Nutzungsverträge zu den von der Gesellschafterversammlung festgelegten Modalitäten (§ 4) Sorge.

§ 3

Grundsätze der Verwertung

Entsprechend der Kooperationsvereinbarung der Partner zum BMBF-Verbundprojekt werden die von den Partnern entwickelten Lehrmodule anderen Universitäten innerhalb der Bundes​republik Deutschland sowie den in Anlage A aufgeführten  ausländischen Partner​universitäten auf vertraglicher Basis, die auf die jeweilige Nutzungsart abgestimmt ist, zur Verfügung gestellt, Universitäten außerhalb der Bundesrepublik Deutschland und gewerblichen oder nicht​gewerblichen Einrichtungen gegen ein festzulegendes Entgelt.

§ 4

Gesellschafterversammlung
Die Gesellschafterversammlung ist für alle Angelegenheiten zuständig, die nicht durch die​sen Gesellschaftsvertrag den geschäftsführenden Partnern übertragen sind.

Sie setzt insbesondere das Entgelt für die Nutzung der Lehrmodule sowie die Modalitäten der Nutzung und Bezahlung durch kostenpflichtige Nutzer fest, beschließt die Verteilung der nach Abzug der Kosten der Geschäftsführung verbleibenden Einnahmen und nimmt die Rechnungslegung der geschäftsführenden Partner entgegen.

§ 5

Geschäftsführung und Vertretung

Die Geschäftsführung und Vertretung der Gesellschaft bei der Bereitstellung der Lehrmodule und dem Inkasso und dem Abschluss von Nutzungsverträgen mit Dritten obliegt den Part​nern Gießen und Tübingen, in Gießen vertreten durch Professor Dr. Henning Lobin, in seiner Abwesenheit durch Herrn Georg Rehm, in Tübingen vertreten durch Herrn Professor Dr. Erhard Hinrichs, in seiner Abwesenheit durch Herrn Professor Dr. Uwe Mönnich. 

Die Partner Gießen und Tübingen erhalten für diese Leistungen einen durch die Gesell​schafterversammlung festzusetzenden angemessenen Anteil an den durch die Lehrmodule erzielten Einnahmen.

§ 6

Grundsätze der Gewinnverteilung

(1) Die nach Abzug der für die Geschäftsführung zu entrichtenden Vergütung verbleibenden jährlichen Einnahmen werden gemäß eines durch die Partner einstimmig zu treffenden Aufteilungsbeschlusses ausgezahlt.



(2) Jeder Partner kann beantragen, dass die Neuverhandlung der Beteiligungssätze auf die Tagesordnung der nächsten Gesellschafterversammlung gesetzt wird.



(3) Soweit Partner Dritten für die Nutzung von Rechten entgeltpflichtig sind, ist jeder Partner dafür im Rahmen seines Anteils selbst verantwortlich. Er stellt die anderen Partner von Ansprüchen Dritter für seinen Bereich frei.

§ 7

Dauer

Die Gesellschaft wird auf unbestimmte Zeit errichtet. Das Gesellschaftsverhältnis kann von jedem der Partner unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten auf das Ende eines Kalen​derhalbjahres gekündigt werden.

§ 8

Ergänzende Vorschriften

(1) Soweit dieser Gesellschaftsvertrag keine besonderen Regelungen enthält, gelten die Vorschriften des BGB über die Gesellschaft des Bürgerlichen Rechts, gleiches gilt für die Auseinandersetzung nach Kündigung.



(2) Im Übrigen sind die Regelungen der Kooperationsvereinbarung vom 24. Juli 2001 und die Zuwendungsbescheide und Bewirtschaftungsgrundsätze des BMBF Vertragsbe​standteil.

§ 9

Sonstige Bestimmungen

(1) Änderungen und Ergänzungen des Vertrages bedürfen der Schriftform.



(2) Sollte eine Bestimmung dieses Vertrages unwirksam sein, so berührt dies die Wirksam​keit der übrigen Bestimmungen dieses Vertrages nicht. Die Bestimmung ist vielmehr durch eine Regelung zu ersetzen, die rechtlich zulässig ist und in ihrem Inhalt dem ur​sprünglichen Willen der Vertragsparteien am nächsten kommt.



(3) Etwaige Meinungsverschiedenheiten aus diesem Vertrag werden die Partner freund​schaftlich beilegen. Gelingt es nicht, soll unter Ausschluss der ordentlichen Gerichte hierüber ein aus drei Personen bestehendes, von den Partnern einstimmig vorzuschla​gendes Schiedsgericht im Sinn von §§ 1025 ff. ZPO entscheiden.



(4) Weitere Institutionen können der Gesellschaft beitreten, wenn sie einschlägige Lehrmo​dule unter Berücksichtigung der Bestimmungen dieses Vertrages und der Kooperations​vereinbarung zur Verwertung in die Gesellschaft einbringen und alle Partner dem zustimmen.

